
Neue Justiz 12/88 479

nannten Gesetze und Verordnungen mit ihren Vorläufern 
aus den 50er und 60er Jahren — natürlich nur, soweit sie 
Vorläufer haben und nicht wie das ZGB die erste sozialisti­
sche Kodifikation auf ihrem Gebiet darstellen —, so fällt die 
detailliertere, eindeutigere, reifere Regelung der Rechte des 
einzelnen einschließlich der Rechtsgarantien sofort ins Auge. 
Die höhere Qualität gegenüber dem bürgerlichen Rechtsstaat 
zeigt sich natürlich nicht in der Normfülle, sondern darin, 
w о kodifiziert wird. Bekanntlich steht in der BRD z. B. das 
seit Jahrzehnten geplante Arbeitsgesetzbuch immer noch aus! 
Die höhere Qualität unseres Rechtsstaates vom Standpunkt 
der Interessen der Werktätigen zeigt sich auch in der nach­
weisbar intensiven Einflußnahme vieler Bürger auf die end­
gültige Fassung des Gesetzestextes im Rahmen der öffent­
lichen Diskussion der Entwürfe.

2. Wirksame Verfahren zur Durchsetzung und zum Schutz 
der Rechte, durch die die Umsetzung des Inhalts der Ge­
setzgebung in die Rechtspraxis gewährleistet wird.

Dazu gehört vor allem der gerichtliche Rechtsschutz, mit 
dem solche Prinzipien verbunden sind wie die Gleichheit vor 
dem Gesetz (Art. 20 der Verfassung), das Recht auf Vertei­
digung (Art. 102), die Unabhängigkeit der Richter in ihrer 
Rechtsprechung (Art. 96), die Präsumtion der Unschuld und 
das Recht des Bürgers, alle Urteile in Straf-, Zivil-, Familien- 
und Arbeitsrechtssachen durch eine 2. Instanz überprüfen zu 
lassen. Dazu gehört auch der Rechtsschutz der Bürger bei 
Streitigkeiten mit einzelnen Verwaltungsorganen und das 
Eingabenrecht. Charakteristisch für den sozialistischen 
Rechtsstaat im Vergleich zum bürgerlichen ist wiederum das 
starke demokratische Element, so die umfassende Einbezie­
hung von Schöffen in die Rechtsprechung als gleichberech­
tigte Richter und die Existenz gesellschaftlicher Gerichte mit 
einem breiten Tätigkeitsfeld.

3. Die strikte Verbindlichkeit der Rechtsvorschriften so­
wohl für Bürger und Betriebe als auch für die Staatsorgane.

Der Staat setzt das Recht — natürlich nicht willkürlich, 
sondern als Ausdruck und zur Gestaltung der ökonomischen 
und anderen gesellschaftlichen Verhältnisse. Er ist aber auch 
an das Recht gebunden, solange die Normen nicht in dem 
dafür vorgesehenen Verfahren außer Kraft gesetzt sind.6 Dem 
Gesetz kommt der Vorrang vor allen anderen Rechtsvor­
schriften zu, was dem Vorrang der Volkskammer vor allen 
anderen Staatsorganen entspricht. Auf diese Weise wird das 
Vertrauen des Bürgers in die Rechtsordnung, die Berechen­
barkeit rechtlichen Handelns gesichert. Der Unterschied zum 
bürgerlichen Rechtsstaat liegt hier nicht im Prinzip, sondern 
in der Praxis: Während der bürgerliche Staat die Durchset­
zung der Rechte des Bürgers völlig dem „freien Spiel der 
Kräfte“ überläßt und damit den Erfolg des finanziell und 
bildungsmäßig Bessergestellten vorprogrammiert, sieht der 
sozialistische Staat die Durchsetzung der Rechte des Bürgers 
genauso als im gesellschaftlichen Interesse liegend an wie die 
Erfüllung der Pflichten des Bürgers. Entsprechend sind die 
Verantwortung der Staatsorgane gegenüber dem Antrags­
berechtigten bzw. Beschwerdeführer, die Pflicht der Justiz­
organe zur kostenlosen Rechtsauskunft u. a. m. ausgestaltet.

4. Das hohe Maß der für den Bürger erreichten Rechtssi­
cherheit.

Bekanntlich gehört die DDR zu den Staaten mit einer sehr 
niedrigen Kriminalitätsrate. Das entscheidende Fundament 
für diese Ergebnisse ist die soziale Qualität der sozialistischen 
Gesellschaft: Die soziale Geborgenheit ohne Angst vor unvor­
hersehbarem sozialem Absturz, die Möglichkeit, eine an­
spruchsvolle Lebensperspektive aufzubauen und zu realisie­
ren, ein durchgängig hohes Bildungsniveau, in der überwie­
genden Mehrzahl der Arbeitskollektive feste Bindurigen und 
gegenseitige Unterstützung auch in persönlichen Konfliktsi­
tuationen. Hinzu tritt der gesellschaftliche Kampf gegen 
Rechtsverletzungen, der insbesondere in der Bewegung für 
vorbildliche Ordnung, Disziplin und Sicherheit und in den 
vielfältigen Bemühungen um Wiedereingliederung von Straf­
tätern in das gesellschaftliche Leben zum Ausdruck kommt. 
Es waren gerade die Fortschritte in der Zurückdrängung der 
Kriminalität, die 1987 auch die Abschaffung der Todesstrafe 
in der DDR als Ausdruck von Humanismus und Rechtsstaat­
lichkeit ermöglichten.

Neue Anforderungen an die Arbeit der Staatsorgane

Natürlich ist der sozialistische Rechtsstaat DDR nicht nur 
Errungenschaft, sondern zugleich verpflichtender Auftrag.

Die Justizorgane sind gehalten, ausgehend von der Orien­
tierung der 6. Tagung des Zentralkomitees der SED ihre Ar­
beit weiter zu qualifizieren, um die verfassungsmäßigen 
Grundrechte der Bürger noch stabiler zu sichern. Die Anfor­
derungen, die sich daraus speziell im sozialistischen Straf­
prozeß ergeben, machte die am 15. Juni 1988 erlassene Be­
weisrichtlinie des Plenums des Obersten Gerichts (GBl. I 
Nr. 15 S. 171) deutlich. Ob bei der Wahrnehmung der ge­
richtlichen Prüfungspflicht im Eröffnungsverfahren, bei der 
Sicherung der Mitwirkung des Angeklagten an der Wahr­
heitsfindung, bei der Prüfung von Geständnis und Widerruf 
oder bei der Begutachtung der Glaubwürdigkeit von Kindern 
als Zeugen — überall sind höhere Maßstäbe im Vergleich zur 
Richtlinie von 1978 gesetzt. Stärker wird der innere Zusam­
menhang von richterlicher Unabhängigkeit und Wissen­
schaftlichkeit der Beweisführung betont, ebenso die Bedeu­
tung der Bestimmungen zur Gewährleistung der richterlichen 
Unvoreingenommenheit. Die Beweisrichtlinie des Obersten 
Gerichts ist ein praktischer Schritt zur Ausgestaltung des 
Rechtsstaates.

Neue Ansprüche sind auch an die Arbeit der örtlichen 
Staatsorgane bei der täglichen Gestaltung der Rechtsbezie­
hungen zwischen Bürger und Verwaltung gestellt. Erich Hon­
ecker forderte auf dem XI. Parteitag der SED, daß die strikte 
Beachtung der Gesetze überall zum Berufsethos des Staats­
funktionärs gehören sollte.7 8 Die Rechtsarbeit in den örtlichen 
Staatsorganen hat sich in den vergangenen Jahren verbes­
sert. Trotzdem lassen Studien der Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaft, Eingabenanalysen und Untersuchungen 
der ABI nach wie vor bestimmte Defizite in der Einhaltung 
und genauen Anwendung der Rechtsvorschriften erkennen. 
Das betrifft z. B. die Anwendung der Wohnraumlenkungs­
verordnung, den Erlaß von Ordnungsstrafen und die recht­
liche Qualität mancher Stadt- und Gemeindeordnungen. Ne­
ben Mängeln in der Rechtsanwendung steht immer noch die 
Erscheinung, daß Bürger mit ihrem Anspruch hingehalten 
werden und Mühe haben, ihr Recht durchzusetzen.

Ganz im Einklang mit der Orientierung auf den soziali­
stischen Rechtsstaat wurde in den letzten Jahren manches 
getan, um das Verwaltungsverfahren, also die Regelungen 
über die Bearbeitung von Anträgen der Bürger, die Ent­
scheidung über diese Anträge, das Beschwerdeverfahren und 
die Art und Weise der Verhängung verwaltungsrechtlicher 
Sanktionen genauer auszugestalten und damit die Rechts­
garantien für die Bürger auszubauen.8 Die Anstrengungen 
auf diesem Gebiet werden sicher auch in Zukunft fortzuset­
zen sein, ein „Verwaltungsverfahrensgesetz“ ist im Gespräch. 
Der Schwerpunkt liegt aber darin, die strikte Einhaltung des 
gesetzgeberisch Festgelegten zu sichern. Die Staatsorgane 
können die Einhaltung der Rechtsvorschriften vom Bürger 
nur dann und in dem Maße erwarten, wie sie selbst das Ge­
setz zur Grundlage ihres eigenen Handelns machen. Das 
schließt ein, wie auf der 6. Tagung des Zentralkomitees der 
SED betont wurde, „die Rechtsarbeit in den staatlichen Or­
ganen weiter zu qualifizieren, die Rechtskenntnisse der 
Staatsfunktionäre weiter zu vervollkommnen, Streitfälle 
zwischen Bürgern und einzelnen Verwaltungsorganen durch 
eine den Rechtsvorschriften entsprechende Entscheidung zu 
lösen und den wirksamen Rechtsschutz für den Bürger plan­
mäßig auszubauen“.9

Gerichtliche Nachprüfung von Verwaltungsentscheidungen

Genau in diesen Zusammenhang gehören auch die Vor­
schläge zur Einführung der gerichtlichen Nachprüfung be-
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